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AUSWIRKUNGEN DES NEW CHINESE COMPANY LAW - ÄNDERUN-
GEN DER RECHTE UND PFLICHTEN VON GESELLSCHAFTERN BEI 
DER EINZAHLUNG DES STAMMKAPITALS UND DER ANTEILSÜBER-
TRAGUNG 
 
EINLEITUNG  
 
Am 29. Dezember 2023 verabschiedete der 
"National People's Congress Standing Commit-
tee of China" (Ständiger Ausschuss des Natio-
nalen Volkskongresses) die Änderungen des 
Gesellschaftsrechts der VR China, das offiziell 
am 1. Juli 2024 in Kraft treten wird.  
 
Im Folgenden möchten wir Ihnen einen Über-
blick über die wichtigsten Änderungen für die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung ("LLC") 
im Bereich der Verschärfung der Pflichten 
der Gesellschafter bei der Kapitaleinlage und 
der Änderungen bei den Regeln für die Übertra-
gung von Geschäftsanteilen geben. Diese Ände-
rungen gelten auch für ausländisch investierte 
Unternehmen ("FIEs"). 
. 
WELCHE NEUE FRIST GILT FÜR DIE EIN-
ZAHLUNG DES STAMMKAPITALS NACH 
DEM NEUEN CHINESISCHEN GESELL-
SCHAFTSRECHT? 
 
Nach dem neuen Gesellschaftsrecht muss das 
Stammkapital einer LLC von den Gesellschaf-
tern innerhalb von fünf Jahren nach Grün-
dung der Gesellschaft vollständig eingezahlt 
werden ("Kapitaleinzahlungsfrist"). Im Falle ei-
ner späteren Erhöhung des Stammkapitals muss 
dieser erhöhte Betrag ebenfalls innerhalb von 
fünf Jahren nach der Eintragung der Kapitaler-
höhung von den Gesellschaftern vollständig 
eingezahlt werden.  
 
Im Gegensatz dazu sieht das alte Gesellschafts-
recht keine solche Frist für die Einzahlung des 
Stammkapitals vor, weshalb viele FIEs in ihren 
Gesellschaftsverträgen eine lange Frist für die 
Einzahlung des Stammkapitals durch die Ge-
sellschafter festgesetzt haben.  

 
Bestehende FIEs, die Kapitaleinzahlungsfristen 
von mehr als fünf Jahren festgelegt haben, sind 
nach dem neuen Gesellschaftsrecht verpflichtet, 
ihre Satzungen entsprechend der neuen Kapi-
taleinzahlungsfrist schrittweise anzupassen. 
  
Für FIEs mit "erheblich abweichenden" Einzah-
lungszeiträumen oder -beträgen kann die Re-
gistrierungsbehörde diese Unternehmen recht-
lich dazu verpflichten, zeitnah Anpassungen 
vorzunehmen. Der spezifischen Zeitrahmen für 
diese Anpassungen wird in naher Zukunft durch 
entsprechende Umsetzungsregelungen konkre-
tisiert. 
 
Bei bestehenden FIEs, die das Stammkapital 
nicht vollständig eingezahlt haben, empfehlen 
wir den Gesellschaftern, die derzeit ausstehen-
den Kapitaleinlagen zu überprüfen.  
Wenn die ausstehenden Einlagen zu hoch sind 
und es für den Gesellschafter schwierig ist, das 
Kapital innerhalb der Kapitaleinzahlungsfrist 
einzuzahlen, könnten solche FIEs eine Herab-
setzung des Stammkapitals in Erwägung zie-
hen. 
 
Für neu gegründete FIEs oder solche, die Kapi-
talerhöhungen durchführen wollen, raten wir, 
angemessene Beträge für das Stammkapital 
und Einzahlungsfristen (nicht länger als fünf 
Jahre) festzulegen, um rechtliche Probleme im 
Zusammenhang mit Einzahlungsdefiziten zu 
vermeiden. 
 
KÖNNEN GESELLSCHAFTERRECHTE AUF-
GRUND SÄUMIGER KAPITALEINLAGEN 
ENTZOGEN WERDEN? 
 
Leistet der Gesellschafter die satzungsgemäße 
Einlage nicht rechtzeitig und vollständig, muss 
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der Vorstand der FIE den Gesellschafter 
schriftlich auffordern, die fehlende Einlage zu 
erbringen. In dem Aufforderungsschreiben 
muss eine Nachfrist von mindestens 60 Tagen 
gesetzt werden.  
 
Wenn der Gesellschafter den fehlenden Kapital-
betrag nicht aufbringt, kann die Gesellschaft 
durch einen Vorstandsbeschluss die Rechte des 
säumigen Gesellschafters hinsichtlich des 
Umfangs der nicht geleisteten Einlagen entzie-
hen. Dieser Aspekt ist besonders wichtig für 
Joint Ventures, bei denen unterschiedliche Inte-
ressen auf Gesellschafter- und Vorstandsebene 
bestehen können. Es ist unbedingt erforderlich, 
dass ausländische Investoren ihre Eigenkapital-
rechte in diesem Bereich schützen. 
 
Im Anschluss an die Entziehung der Rechte des 
säumigen Gesellschafters soll das Unternehmen 
die Anteile des betroffenen Gesellschafters 
übertragen oder das Stammkapital entsprechend 
den Gesellschaftsanteilen des betroffenen Ge-
sellschafters herabsetzen sowie die Übertra-
gung der Abteile bzw. Einziehung der An-
teile bei den zuständigen Registrierungsbehör-
den eintragen. 
  
Wird die Übertragung bzw. Einziehung nicht 
innerhalb von sechs Monaten vollzogen, müs-
sen die Mitgesellschafter der Gesellschaft den 
Fehlbetrag (entsprechend ihrer Beteiligung an 
Stammkapital) vollständig begleichen. 
 
WELCHE HAFTUNG ENTSTEHT FÜR DIE 
GESELLSCHAFTER BEI FEHLENDER EIN-
LAGENLEISTUNG? 
 
Zahlt ein Gesellschafter die Stammeinlagen 
nicht rechtzeitig und vollständig ein, so hat er 
nicht nur die volle Leistung an die Gesellschaft 
zu erbringen, sondern er haftet auch für den 
Ersatz des der Gesellschaft dadurch entstan-
denen Schadens.  
 
Zahlt ein Gesellschafter die im Gesellschafts-
vertrag festgelegte Stammeinlage nicht fristge-
recht oder liegt der tatsächliche Wert der Sach-
einlagen deutlich unter dem Stammkapital, haf-
ten die Mitgesellschafter gesamtschuldne-
risch für die unzureichende Stammeinlage.
  
 

HABEN GLÄUBIGER EINEN DIREKTEN AN-
SPRUCH GEGEN DEN GESELLSCHAFTER 
AUF ZAHLUNG DER EINLAGE? 
 
Das neue Gesellschaftsrecht führt eine gesetzli-
che Bestimmung zur Fälligkeit von Gesell-
schaftereinlagen ein, um Situationen zu begeg-
nen, in denen die Gesellschaft nicht in der Lage 
ist, ihre Schulden rechtzeitig zu begleichen. 
Wenn das Unternehmen seine fälligen Schulden 
nicht begleichen kann, haben entweder das Un-
ternehmen oder die Gläubiger das Recht, von 
den Gesellschaftern die Erbringung der Ein-
lage zu verlangen. Die gilt auch dann, wenn die 
Einlagefrist nach dem Gesellschaftsvertrag 
noch nicht abgelaufen ist. 
 
Diese neue Bestimmung setzt die Gesellschafter 
dem Risiko aus, direkt von den Gläubigern der 
Gesellschaft wegen unbezahlter Gesellschafts-
schulden verklagt zu werden. Andererseits kann 
dieser Aspekt auch neue Wege zur Eintreibung 
von Forderungen gegenüber chinesischen Ge-
schäftspartnern eröffnen. 
 
MÜSSEN DIE GESELLSCHAFTER EINER 
ÜBERTRAGUNG VON GESELLSCHAFTS-
ANTEILEN NOCH ZUSTIMMEN? 
 
Das neue Gesellschaftsrecht hebt die Bestim-
mung auf, wonach die Zustimmung der anderen 
Gesellschafter erforderlich ist, wenn ein Gesell-
schafter seine Anteile an Personen überträgt, die 
nicht zu den bestehenden Gesellschaftern der 
LLC gehören. Stattdessen ist nur noch eine 
schriftliche Mitteilung an die anderen Gesell-
schafter erforderlich, in der die Anzahl, der 
Preis, die Zahlungsweise und die Frist für die 
Übertragung der Anteile angegeben werden.  
 
Die anderen Gesellschafter haben ein Vor-
kaufsrecht auf den Erwerb des Gesellschafts-
anteils zu denselben Bedingungen. Reagiert ein 
Gesellschafter nicht innerhalb von 30 Tagen 
nach Erhalt einer solchen schriftlichen Mittei-
lung, so gilt dies als Verzicht auf das Vorkaufs-
recht.  
 
Dieser Mechanismus vereinfacht das Verfahren 
für die Übertragung von Aktien und gibt den 
Gesellschaftern. Wenn dieses System von den 
Gesellschaftern nicht gewünscht wird, sind 
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zwingende Regelungen auf der Ebene der Sat-
zung erforderlich. 
 
KÖNNEN GESELLSCHAFTERRECHTE AUS-
GEÜBT WERDEN, BEVOR DIE ÜBERTRA-
GUNG DER GESELLSCHAFTSANTEILE EIN-
GETRAGEN IST? 
 
Das neue Gesellschaftsrecht sieht vor, dass im 
Falle einer Anteilsübertragung der Übertra-
gende das Unternehmen darüber informieren 
muss, dass das Gesellschafterverzeichnis in 
den Gesellschaftsbüchern aktualisiert und 
der Wechsel des Gesellschafters bei der zustän-
digen Registrierungsbehörde eingetragen wird. 
Wenn das Unternehmen nicht kooperiert, kön-
nen der Übertragende und der Erwerber das Un-
ternehmen verklagen.  
 
Außerdem wird klargestellt, dass der Erwerber 
ab dem Zeitpunkt, zu dem er in das Gesellschaf-
terverzeichnis der Gesellschaft eingetragen 
wird, Gesellschafterrechte ausüben kann. Die 
Gesellschafterrechte können somit offiziell aus-
geübt werden, bevor die Anteilsübertragung bei 
der Registerbehörde eingetragen wird. 
 
WELCHE HAFTUNG ENTSTEHT FÜR NICHT 
EINGEZAHLTE KAPITALEINLAGEN NACH 
DER ÜBERTRAGUNG VON GESELL-
SCHAFTSANTEILEN? 
 
Das neue Gesellschaftsrecht sieht vor, dass bei 
der Übertragung von Gesellschaftsanteilen, die 
noch nicht fällige Stammeinlagen beinhalten, 
der Erwerber die Verpflichtung zur Leistung der 
entsprechenden Stammeinlage übernimmt. 
Zahlt der Erwerber die Einlagen nicht rechtzei-
tig und vollständig, so haftet der Übertragende 
gesamtschuldnerisch für den nicht gezahlten 
Betrag.  
 
Überträgt ein Gesellschafter seinen Gesell-
schaftsanteil, ohne den festgelegten Einzah-
lungstermin eingehalten zu haben, oder unter-
schreitet der tatsächliche Wert der Sacheinlagen 
den Betrag des Stammkapitals erheblich, so haf-
ten sowohl der Übertragende als auch der Er-
werber gesamtschuldnerisch für die fehlenden 
Einlagen. 
 
 
 

In diesem Zusammenhang empfehlen wir bei 
Anteilsübertragungen, dass die Parteien ver-
stärkt auf eine nachvertragliche Leistungsfähig-
keit des Vertragspartners achten und in den 
Übertragungsvertrag ausdrückliche Bestim-
mungen über die Beitragspflichten der Parteien 
und die Verantwortung im Innenverhältnis auf-
zunehmen. 
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